
Berlin – Die Bundeswehr hat den Aus-
tausch ihrerSoldaten inMaliwieder aufge-
nommen, nachdemdie dortigeMilitärjun-
ta in der Vorwoche die Überflugerlaubnis
für einenFlugverwehrt hatte.Mit einer Zi-
vilmaschinestartetenamDonnerstagmor-
gen 88 Soldaten der UN-Friedensmission
MinusmaundfünfSoldatenderEU-Ausbil-
dungsmissionEUTMinRichtungMali.Ge-
plantwarauch, deutscheSoldatenausMa-
li zurück nach Deutschland zu fliegen.

Gelöst sind die Probleme mit dem Ein-
satz damit allerdings nicht. Laut Bundes-
verteidigungsministerium bestehen wei-
terhin keine Überfluggenehmigungen für
militärischeFlüge,weder fürTransportma-
schinen der Bundeswehr vom Typ A400M
noch für etwaige Rettungsflüge eines zivi-
len Dienstleisters zwischen Niamey und
Gaooder fürVersorgungsflügederBundes-
wehr, die ebenfalls von einem zivilen An-
bieter abgewickelt werden.

Zudem sind nach dem endgültigen Ab-
zugder französischenTruppenausMaliof-
fenbar russische Soldaten auf dem Flug-
platzvonGaoeingerückt, indessenunmit-
telbarer Nähe sich das deutsche Feldlager
befindet. Die Vorsitzende des Verteidi-
gungsausschusses imBundestag,dieFDP-
Politikerin Marie-Agnes Strack-Zimmer-
mann, sagte der Süddeutschen Zeitung, es
sei „ziemlichunerträglich“,dassnunoffen-
sichtlich russischeSoldatendenFlughafen
kontrollieren. Die frühere Bundesregie-
rung unter Kanzlerin Angela Merkel habe
gewusst, dassdieFranzosenabziehen, sich
aber nicht rechtzeitig darum gekümmert,
dass die Bundeswehr als zweitgrößter
Truppensteller der UN-Mission den Flug-
hafen Gao sichern könne.

Sie forderte umgehend „eine neue Stra-
tegie unter FederführungdesAuswärtigen
Amtes“. Die Soldatinnen und Soldaten vor
Ort könnten bei ihremMandat nurwirken,
wennsie die nötigenMittel dazubekämen,
so gut wie möglich ihre eigene Sicherheit
zuwahren.DieGrünen-Verteidigungspoli-
tikerin Agnieszka Brugger verlangte, die
Militärjunta vonOberst AssimiGoïtamüs-
semitden„ständigenSpielchenundProvo-
kationen“ aufhören.

Beidewarnten aber auch vor denFolgen
eines möglichen Abzugs des deutschen
Kontingents. Es könne nicht im deutschen
Interesse sein, dass sich der internationale
Terrorismus in der ohnehin instabilen Sa-
helzoneweiter ausbreite oder Flüchtlings-
ströme Richtung Europa ausgelöst wür-
den, sagte Strack-Zimmermann. Brugger
sagte, ein Abzug würde auch bedeuten,
„die Vereinten Nationen sehr stark im
Stich zu lassen“.  paul-anton krüger

I
n aller Vorsicht sondieren ein paar
Deutsche und Israelis über Möglich-
keitenderEntschädigung.Denheim-
lichen Kontakten folgen monatelan-

ge Verhandlungen, offiziell und zäh. Doch
kurzvordemTreffenzwischendenHinter-
bliebenendes Terrors unddenpolitischen
Spitzen des Landes droht der Eklat. –
Nein, hier geht es nicht umden5. Septem-
ber2022.DieSätze beziehensichnicht auf
dengeplantenGedenkakt fürdie elf Israe-
lis, die bei den Olympischen Spielen in
München vor 50 Jahren in die Gewalt ei-
nes Palästinenserkommandos gerieten
und getötet wurden, neun von ihnen erst
während des katastrophal gescheiterten
Versuchs ihrer Befreiung auf dem Flug-
platz von Fürstenfeldbruck. Die Beschrei-
bung verweist vielmehr zwei Jahrzehnte
weiterzurück:aufdenWegzumsogenann-
ten Wiedergutmachungsabkommen, das
BundeskanzlerKonradAdenauerundIsra-
els Außenminister Mosche Sharett am 10.
September1952 inLuxemburgunterzeich-
neten und dessen 70. Jahrestag dem-
nächst ebenfalls gewürdigt werden soll.

Und doch ist man beinahe geneigt, an
Wiederholungszwang zu glauben. Denn
heutewiedamalsstehenSchuldfragenun-
beantwortet imRaum,wirdhartumfinan-
zielle Leistungen gerungen und fühlen
sich Angehörige der Opfer aufs Neue ver-
letzt angesichts deutscher Knauserigkeit.
Heutewiedamals gehtesumdieAnerken-
nungvonLeid–unddarum, dass dieBun-
desrepublik vor aller Welt Verantwortung
übernimmt.

Dass Mord, gar Völkermord, „wieder-
gutgemacht“werdenkann,dasglauben in-
zwischen wohl nur noch wenige. In der
Bundesrepublik der Fünfzigerjahre aller-
dingsnährtendieFürsprecherderWieder-
gutmachungdurchausErwartungen, dass
es auf diese Weise zu einer baldigen „Ver-
söhnung“ mit den Juden kommen werde.
Israelische Politiker dagegen sprachen
von Anfang an bewusst neutral von „Zah-
lungen“ (Shilumim), die nichts vergeben
und vergessen machten. Auf beiden Sei-
tensuchtendieRegierenden jeneTeileder
eigenenBevölkerungzubesänftigen, die–
aus freilich gegensätzlichen Gründen –
denGedanken einer finanziellenEntschä-
digung für die Verbrechen des Dritten
Reichs ablehnten: viele Israelis, weil sie
das „Blutgeld“ der verhassten Deutschen
verachteten; viele in ihrem Antisemitis-
mus verharrende Deutsche, weil sie sich
selbst als notleidend, ja als die eigentli-
chen Opfer des Krieges sahen.

WieumstrittendasProjektderWieder-
gutmachung sogar in Adenauers Koaliti-
onskabinett war, zeigt ein Blick in die (an-
sonsten meist kargen) Sitzungsprotokol-
le: Noch zwei Tage vor der Vertragsunter-
zeichnung in Luxemburg lieferte sich Fi-
nanzminister Fritz Schäffer ein derart bit-

teres Wortgefecht mit dem Kanzler, dass
ein Eklat nur mit Mühe abzuwenden war.
Als einerderhärtestenGegnerdesausver-
handelten Vertrags hatte Schäffer ein hal-
besJahrzuvorsämtlicheOberfinanzdirek-
tionen der Republik angewiesen, die wäh-
rend der Schwarzmarktzeit nach 1945 von
JudenbegangenenSteuer-undDevisende-
likte zu erfassen. Ziel dabei war es, so der
Historiker Constantin Goschler, eine Ge-
genrechnungzuden jüdischenEntschädi-
gungsforderungen aufzumachen. Doch
dagegen rebellierte schließlich sogar
Schäffers eigenesMinisterium.

Jetzt missfiel dem CSU-Politiker nicht
nurderTextderPräambel,derdie„unsag-
baren Verbrechen gegen das jüdische
Volk“ beklagte und die von Israel getrage-
ne „schwere Last“ anerkannte, diemit der
Eingliederung der entwurzelten jüdi-
schen Flüchtlinge verbunden war. Mehr
nochmonierte er als zuständiger Ressort-
chef die fehlendeDeckungder vorgesehe-
nen ersten Jahresrate von 200 Millionen
D-Mark. Außerdem, so Schäffer, hätten
die zugesagten Leistungen – 3,45Milliar-
den D-Mark über 14 Jahre – „wesentlich
niedriger gehalten werden können, wenn
dieEinwandererausnicht-deutschenLän-
dern außer Betracht geblieben wären“.
Auf wen sich diese Kaltherzigkeit bezog,
ließ das Protokoll offen. Vermutlichmein-
te der Minister Juden aus Osteuropa, die
demHolocaust entkommenwarenund in-
zwischen in Israel lebten.

WegenanhaltenderKritikausdeneige-
nenReihenbrachteAdenauerdasAbkom-
men ein halbes Jahr später nur dank der
Unterstützung der sozialdemokratischen
Opposition durch den Bundestag. Erst
jetzt, imMärz 1953,warennebendenLeis-
tungenanIsraelauchdievonNahumGold-
mann verhandelten Zahlungen an jüdi-
sche Organisationen in aller Welt gesi-
chert, die sich zur Claims Conference zu-
sammengeschlossen hatten und Ansprü-

che auf sogenanntes erbenloses Vermö-
gen geltend machten. Nicht zuletzt des-
halbwardasAbkommeneinpolitisch-mo-
ralischer Meilenstein in der Fortentwick-
lung des internationalenRechts: Erstmals
hatte eine junge Demokratie in der Nach-
folge eines Gewaltregimes für dessen
Großverbrechen völkerrechtlich bindend
Verantwortung übernommen.

Fürdiedeutsch-israelischenBeziehun-
gen, die offiziell erst im Mai 1965 aufge-
nommen werden sollten, erwies sich das
Wiedergutmachungsabkommen als ein
entscheidender Schritt. Von nun an war
man im Gespräch: nolens volens, allen
Schwierigkeiten und begreiflichen Befan-
genheiten zum Trotz. Die zähe Praxis der
Rückerstattung von „arisiertem“ Vermö-
gen trug zu diesen Schwierigkeiten eben-
so bei wie die bürokratisch weiterentwi-
ckelte Individualentschädigung von NS-
Verfolgten, um die sich natürlich auch die
in Israel lebenden deutschen Juden be-
mühten. „Wiedergutmachung“ wurde zu
einem komplizierten, oft ernüchternden
undbisheutenichtabgeschlossenenLern-
prozess.

Gleichwohl haben sich die Dinge in sie-
ben Jahrzehnten sehr verändert. Wer sich
davon einen Eindruck verschaffen will,
der gehe auf die Homepage des Bundesfi-
nanzministeriums. Dort feiert Christian
Lindner, von der Öffentlichkeit unbe-
merkt, seit Anfang Juni das „Gedenkjahr
der Wiedergutmachung 2022“. Millionen
von Akten sollen in den nächsten Jahren
auf einem „Themenportal Wiedergutma-
chung“ zusammengeführt werden. Ein
„einmaligesDokumentenerbe“ fürdieFor-
schung, „vor allemaber gegendasVerges-
sen“, so Lindner. In Zeiten, in denenman-
chedasErinnernzueiner„Fragedespoliti-
schen Anstands“ verzwergen wollen, ist
das fast ein Statement.

Berlin – Bundeskanzler Olaf Scholz (SPD)
hat in einem Telefonat mit dem israeli-
schen Ministerpräsidenten Jair Lapid sei-
ne Empörung über die Holocaust-Äuße-
rung von Palästinenserchef Mahmud Ab-
bas während einer Pressekonferenz im
Kanzleramt bekräftigt. Scholz habe be-
tont, dass er jeden Versuch, den Holocaust
zu leugnenoder zu relativieren, scharfver-
urteile, teilte Regierungssprecher Steffen
Hebestreit am Donnerstag mit. Die Berli-
ner Äußerungen von Abbas seien für
ScholzunddieBundesregierung„unerträg-
lich und völlig inakzeptabel“. Er freue sich
aufeinenbaldigenBesuchvonLapid inBer-
lin, schrieb Scholz auf Twitter. Lapid twit-
terte, erhabedemKanzler fürdieVerurtei-
lung der empörenden Äußerungen „als is-
raelischer Ministerpräsident und Sohn
vonHolocaust-Überlebenden“ gedankt.

Abbas hatte amDienstag bei einer Pres-
sekonferenz mit Scholz Israel „50 Massa-
ker, 50 Holocausts“ vorgeworfen, worauf
Scholz nicht unmittelbar reagiert hatte.
DieVerantwortungdafürübernahmHebe-
streit,weil erdenTerminbeendethabe,oh-
ne Scholz Gelegenheit zur Erwiderung zu
geben. Gefallen war die Äußerung nach
der Frage, ob Abbas sich bei Israel und
DeutschlandfürdenTerroranschlagauf is-
raelische Sportler bei den Olympischen
Spielen 1972 entschuldigen werde. Am
5.September finden inMünchenundFürs-
tenfeldbruck Gedenkfeiern statt, die von
der Absage der Hinterbliebenen der Opfer
überschattet werden. Diese protestieren
gegen weit hinter ihren Forderungen zu-
rückbleibende Entschädigungsangebote.

Bundespräsident Frank-Walter Stein-
meierwill sichnach israelischenMedienbe-
richten mit den Hinterbliebenen treffen,
um den Konflikt zu entschärfen. Geplant
ist demnach eine kurzfristig angesetzte
Reise nach Israel. Das Präsidialamt bestä-
tigte das nicht, teilte aber mit, Steinmeier
seiderpersönlicheAustauschmitdenHin-
terbliebenen ein besonderes Anliegen, da
ihnenauchdasVersagenderdeutschenBe-
hörden großes Leid zugefügt habe.

Der Antisemitismusbeauftragte der
Bundesregierung, Felix Klein, nahm
Scholz derweil gegenKritik in Schutz. „Ich
glaube,hierwaresvorallemeinKommuni-
kationsproblem zwischen dem Bundes-
kanzler und seinem Regierungssprecher“,
sagte er am Mittwochabend in der ARD.
Scholz’ Haltung zu Israel und Antisemitis-
mus sei „ganz klar“. daniel brössler

von christoph koopmann

München–Bei Ken Jebsen, demaus Funk
und Fernsehen und zuvorderst Telegram
bekannten Verschwörungsideologen, geht
es jetzt um die Wurst. Sein großes Thema
war von 2020 an eigentlich Corona, aber
nun hat er wiederentdeckt, was er schon
nach der Krim-Annexion 2014 am Wickel
hatte: seineMoskautreue.AufseinemTele-
gram-Kanal macht Jebsen vor 152000
AbonnentenStimmunggegendieSanktio-
nendesWestens.Weildeshalb„einemassi-
ve Wirtschaftskrise“ drohe, wirbt er nun
für Trockenfleisch, „damit die Familie im
Notfall versorgt ist“.

Hatte Jebsen in den ersten Kriegswo-
chen noch unermüdlich Rechtfertigungen
für Russlands Überfall auf die Ukraine ge-
postet, so schürt er nun Ängste. Vor einer
Versorgungskrise, ja Existenzkrise, weil
die Lebensmittel knapp würden und das
Gas exorbitant teuer –woran nur die Bun-
desregierung schuld sei, nicht etwa Putin.

Wie Jebsen sind viele Verschwörungs-
ideologen und Rechte auf Telegram im
Frühjahr zunächst fast geschlossen in der
Disziplin der Putinverteidigung angetre-
ten. Doch der Fokus verlagert sich gerade:
„Jetzt werden die Konsequenzen für
Deutschland thematisiert, insbesondere
dieGaspreise“, sagtLeaGerstervomThink-
tank Institute for Strategic Dialogue (ISD).

Was ja stimmt: Gas, Strom und Lebens-
mittelwerden teurer. In einer Umfrage der
Unternehmensberatung McKinsey gaben
schon vor einemMonat 48 Prozent der Be-
fragten die Inflation als größte Sorge an.
Tendenz steigend. Thüringens oberster
Verfassungsschützer Stephan Kramer et-
wa warnt, Extremisten könnten legitime
Proteste unterwandern,Wut anfachen. Im
Vergleich zudem,wasda „realistisch“ dro-
he, seiendieQuerdenken-ProtestezuCoro-
na „ein Kindergeburtstag“ gewesen.

Verschiedentlich ist jetztvoneinem„hei-
ßen Herbst“ zu lesen, von einem drohen-
den „Wutwinter“. Kramers Kollegen vom
Bundesamt für Verfassungsschutz warn-
ten amMittwoch, dass Radikale sich dafür
in Stellung brächten, die Kriegsfolgen für
ihre Zwecke zumissbrauchen. Ihre Instru-
mente: Social Media und Messenger. Dort
agitiert gerade eine diffuse Szene,manche
klar rechtsextremistisch,andereverschwö-
rungsgläubig und gezielt Misstrauen in

den Staat säend. In Sachen Ukraine-Krieg
und Teuerung ist Lea Gerster vom ISD zu-
folge zu beobachten, dass vor allem jene
diese Themen zu kapern versuchen, „die
schon durch Corona aufgefallen sind“.

Eine mit der größten Followerschaft ist
die einstige Tagesschau-Sprecherin Eva
Herman (205000 Telegram-Abonnenten).
Sie beschränkt sich meist darauf, Artikel
anderer in ihrem Kanal zu posten. Fragen
der Süddeutschen Zeitung nach ihrer Hal-
tung zu Kriegsschuld, Sanktionspolitik
undPostings in ihremTelegram-Kanal be-
antwortetHermannicht inhaltlich. Andere
reichweitenstarke Akteure sind der frühe-
re Journalist Oliver Janich (150000) und
der Arzt Bodo Schiffmann (159000). Lea
Gerster beobachtet bei ihnen ein typisches
Narrativ: „Alles wäre einfacher für uns,
würde Deutschland den ‚Wirtschaftskrieg‘
gegen Russland beenden.“

Speziell der für viele Gasfragen zustän-
digegrüneWirtschaftsministerRobertHa-
beckgerät insVisier.Neulichmarschierten
Wütende durch die sächsische Kleinstadt
Heidenau, weil sie Habeck symbolisch
„den Prozess“machenwollten. Dazu hatte
die rechtsextremistische Kleinstpartei
Freie Sachsen aufgerufen, 150000 Abon-
nenten auf Telegram. Dort wirbt sie für
neue Montagsdemonstrationen – „gegen
denWahnsinn“ der Energiekrise.

DenBoden für solcheAktionenbereiten
Menschen wie die selbsternannte „Frie-
densjournalistin“ Alina Lipp, die ihren
mittlerweile 181000 Followern aus dem
Donbassberichtet–vonderrussischenSei-
tederFront.LippverbreitetzwarkeinePro-
testaufrufe, spiele als „Kreml-nahePropa-
gandistin“ aber doch eine Hauptrolle, sagt
Pia Lamberty vom Center für Monitoring,
Analyse und Strategie (Cemas). Erst neu-
lich ist siewieder imrussischenStaatsfern-
sehen aufgetreten. „Es lässt sich zwar
kaum zweifelsfrei belegen, dass Personen
aus diesen Kreisen vom Kreml gesteuert
sind, aber es gibt diese Auffälligkeiten“,
sagt Lamberty.

Auch der Kreml verbreitet seine Propa-
ganda, etwa über die Seiten seiner Aus-
landsbotschaften auf Facebook und Twit-
ter, auch wenn die staatlichen Medien RT
und Sputnik nach Kriegsbeginn von der
EU verbannt wurden. Twitter schreibt auf
SZ-Anfrage,manhabedasKontoder russi-
schen Botschaft in Berlin bereits zwei Mal
für sieben Tage gesperrt. Ansonsten kenn-
zeichneman irreführendeTweetsmitHin-
weisen und setze den Empfehlungsalgo-
rithmus aus. Auch Facebooks Mutterkon-
zernMeta teiltmit,manhabeschon„Inhal-
tevonSeitender russischenRegierungent-
fernt, wenn sie gegen unsere Richtlinien
verstoßen haben“.

Sogar Telegram lässt nicht jede Propa-
ganda zu. So sperrte es AnfangMärz Mos-
kausdeutschenKanalRT.Verschwörungs-
erzähler wie Ken Jebsen, Oliver Janich
oder Alina Lipp dürfen hingegen ungehin-
dertposten.EinediesbezüglicheSZ-Anfra-
ge beantwortete Telegram nicht.

Gegen Lipp ermittelt nun die Staatsan-
waltschaft Göttingen wegen der Billigung
von Straftaten, namentlich eines Angriffs-
kriegs. Anwaltlichen Beistand hat ihr nach
Recherchen von T-Online ein Verein orga-
nisiert, derkürzlichvonaktuellenundehe-
maligen AfD-Abgeordneten gegründet
worden ist. Auf eine SZ-Anfrage antworte-
te Lipp nicht. Auch gegen Oliver Janich
wird ermittelt, laut Münchener Staatsan-
waltschaftwegenBeleidigungundöffentli-
cher Aufforderung zu Straftaten. Er ist am
Mittwoch auf den Philippinen festgenom-
men worden. Ken Jebsens Internetpro-
gramm„KenFM“wirdvomBerlinerVerfas-
sungsschutz als Verdachtsfall geführt.

Die Auswirkungen dieser Agitation sind
auf den Straßen – bis jetzt jedenfalls –
kaum spürbar. Den inszenierten Habeck-
Protest inHeidenaubesuchten60Demons-
tranten. Und das Bundesamt für Verfas-
sungsschutz schreibt: „Bisher gibt es noch
keine Anzeichen für flächendeckende
staatsfeindlicheProtesteodergargewalttä-
tigeMassenkrawalle.“

Der öffentlich-rechtliche Rundfunk in Deutschland lebt
vondenGebührendesPublikums–undseinemImage,die-
se Beiträge verdient zu haben. Der Programmauftrag lau-
tet, „im Interesse von Informationsfreiheit und Demokra-
tie, einvielfältiges,umfassendesundausgewogenesmedia-
lesAngebot zusichern“, dazugehört auchUnterhaltung (im
Bild: Orchester im Studio des NDR in Hamburg, durch das
Fenster der Aufnahmeleitung gesehen, 50er-Jahre). Für

ihreBesatzungszonen führtendieWestalliiertendiesesMo-
dell ab 1945 nach dem Vorbild der britischen BBC ein. Die
SendersindAnstaltendesöffentlichenRechts,wasdieAffä-
re um Patricia Schlesinger zu einem solchen Politikum
macht. Die Vorwürfe an sie, Vetternwirtschaft, Vorteilsan-
nahme und Verschwendung, geben den Kritikern der Öf-
fentlich-RechtlichenAufwind. Schlesinger trat alsRBB-In-
tendantinundARD-Vorsitzende zurück.AmMontagdieser
Woche hat sie der RBB-Rundfunkrat mit sofortiger Wir-
kung vom Amt abberufen. jkä

Norbert Frei ist Professor
für Neuere und Neueste
Geschichte in Jena. Seine
Kolumne erscheint alle vier
Wochen an dieser Stelle.

FDP fordert „neue Strategie“
von Baerbocks Ministerium

Bundeswehr hat weiter
Probleme in Mali

Sie sind tonangebende Akteure einer russlandfreundlichen Szene, die viele Anhänger hat – zumindest auf Telegram: Ken
Jebsen, Bodo Schiffmann und Alina Lipp (von li.).  FOTOS: ARNULF HETTRICH/IMAG0, JENS BÜTTNER/DPA, INSTAGRAM/@NEUESAUSRUSSLAND

Mobilisieren für den „Wutwinter“
Gas, Strom und Lebensmittel werden teurer, da ist mit Protest zu rechnen. Bekannte Verschwörungsideologen wie

Ken Jebsen machen sich Ängste und Unmut zunutze – um erneut auf Telegram gegen den Staat zu agitieren

Bundespräsident Steinmeier will
kurzfristig nach Israel reisen

Besonders viele Follower
hat Eva Herman, die einstige
„Tagesschau“-Sprecherin
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Viele in ihrem Antisemitismus
befangene Deutsche sahen sich
als die eigentlichen Opfer

POLITIK

Wiedergutmachung
Der Begriff war schon immer problematisch.

Heute stoßen sich viele daran. Aber der Gedanke bleibt

richtig – und auf verstörende Weise aktuell

VON NORBERT FREI

Lapid dankt Scholz
für Telefonat

Kanzler spricht mit israelischem
Premier über Abbas-Äußerung


